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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag	 I N H A LT � Seite

Gesetz zur Änderung des  
ADV-Zusammenarbeitsgesetzes  

und anderer Vorschriften

Vom 6. März 2018

Der Landtag hat am 28. Februar 2018 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des ADV-Zusammenarbeitsgesetzes

Das ADV-Zusammenarbeitsgesetz vom 18. Dezember 
1995 (GBl. S. 867), das zuletzt durch Artikel 13 der Ver-
ordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 101) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 15 Absatz 6 werden die Wörter »Im übrigen« 
durch die Wörter »Soweit in diesem Gesetz keine ab-
weichende Regelung getroffen wird,« ersetzt und nach 
dem Wort »Zweckverbände« die Wörter »für kommu-
nale Datenverarbeitung« eingefügt.

2. Der 4. Abschnitt wird wie folgt gefasst:

»4. Abschnitt

Beitritt zur Datenzentrale Baden-Württemberg

§ 16

Beitritt

	 (1) Der Zweckverband Kommunale Informationsver-
arbeitung Baden-Franken, der Zweckverband Kom-
munale Datenverarbeitung Region Stuttgart und der 
Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung 
Reutlingen-Ulm (Zweckverbände) können gemein-
sam die Trägerschaft an der Datenzentrale als Anstalt 
des öffentlichen Rechts zusammen mit dem Land 
übernehmen (Beitritt). Der Beitritt erfolgt durch Ver-
einbarung einer Änderung der Satzung der Datenzent-
rale (Anstaltssatzung) zwischen dem Land und den 
Zweckverbänden. Im Fall eines Beitritts bestehen die 
Zweckverbände fort.

	 (2) Für die Vereinbarung der Anstaltssatzung bedarf  
es übereinstimmender Beschlüsse der Verbandsver-
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sammlungen der Zweckverbände sowie eines Be-
schlusses der Landesregierung; § 8 Absatz 1 Num- 
mer 2 bleibt unberührt. Für die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlungen der Zweckverbände nach Satz 1 
und die dadurch erforderliche Änderung der Zweck-
verbandssatzungen gilt § 21 Absatz 2 des Gesetzes 
über kommunale Zusammenarbeit.

	 (3) Die Anstaltssatzung bedarf der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu er-
teilen, wenn die Bildung der Anstalt zulässig und die 
Anstaltssatzung den gesetzlichen Vorschriften ent-
sprechend vereinbart ist. Die Genehmigung der An-
staltssatzung ist mit der Anstaltssatzung von der 
Rechtsaufsichtsbehörde im Staatsanzeiger für Baden-
Württemberg bekannt zu machen. § 4 Absatz 4 der 
Gemeindeordnung gilt entsprechend.

	 (4) Der Beitritt wird mit Inkrafttreten der Anstaltssat-
zung wirksam. Die Anstaltssatzung tritt am Tag nach 
der öffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung 
und der Anstaltssatzung in Kraft, sofern in der An-
staltssatzung kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.«

Artikel 2

Neuerlass des ADV-Zusammenarbeitsgesetzes

Gesetz über die Zusammenarbeit bei 
der automatisierten Datenverarbeitung 

(ADV-Zusammenarbeitsgesetz – ADVZG)

Abschnitt 1

Zweckverbände für kommunale Datenverarbeitung

§ 1

Zweckverbände

(1) Der Zweckverband Kommunale Informationsverar-
beitung Baden-Franken, der Zweckverband Kommunale 
Datenverarbeitung Region Stuttgart und der Zweckver-
band Kommunale Informationsverarbeitung Reutlingen-
Ulm (Zweckverbände) haben die Aufgabe, ihre Träger-
schaft an der im Folgenden geregelten ITEOS unter Be-
rücksichtigung der Interessen ihrer Zweckverbandsmit-
glieder auszuüben.

(2) Die Zweckverbandsmitglieder können ihre Mitglied-
schaft durch schriftliche Erklärung kündigen. Die Kündi-
gung wird frühestens zum Ablauf des Jahres, das auf das 
Jahr ihres Zugangs beim Zweckverband folgt, wirksam. 
Die Zweckverbandssatzung kann bestimmen, dass mit 
dem ausscheidenden Zweckverbandsmitglied eine Aus-
einandersetzung stattfindet. Sie kann die Auseinander-
setzung auf bestimmte Vermögensgegenstände des 
Zweckverbands beschränken und bestimmen, dass Vor-
gänge, die länger als fünf Geschäftsjahre vor dem Aus-
scheiden des Zweckverbandsmitglieds liegen, nicht be-
rücksichtigt werden.

(3) Soweit in diesem Gesetz keine abweichende Rege-
lung getroffen wird, gilt für die Zweckverbände das Ge-
setz über kommunale Zusammenarbeit.

Abschnitt 2

ITEOS

§ 2

Rechtsstellung

(1) Die ITEOS ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentli-
chen Rechts mit Sitz in Stuttgart. Träger der ITEOS sind 
die Zweckverbände und das Land. Die Zweckverbände 
haben durch Vereinbarung der Änderung der Satzung der 
Datenzentrale Baden-Württemberg (Anstaltssatzung) 
mit dem Land die Trägerschaft an der ITEOS zusammen 
mit dem Land übernommen.

(2) Die Träger regeln die Rechtsverhältnisse der ITEOS 
durch die Anstaltssatzung. Die Anstaltssatzung darf von 
den Regelungen dieses Gesetzes nicht abweichen; ergän-
zende Bestimmungen in der Anstaltssatzung sind zuläs-
sig, soweit dieses Gesetz keine abschließenden Regelun-
gen trifft. Die Anstaltssatzung muss Bestimmungen ent-
halten über:

1.  die Träger,

2.  die Höhe des Stammkapitals,

3.  den Anteil der Träger am Stammkapital,

4.  die Aufgaben,

5.  den Namen und Sitz,

6. � die Verfassung und Verwaltung, insbesondere die Zu-
ständigkeit der Organe der Anstalt und deren Ge-
schäftsgang,

7.  die Sitz- und Stimmverteilung im Verwaltungsrat,

8.  die Zahl der Mitglieder des Vorstands und

9.  die Abwicklung im Falle der Auflösung.

(3) Die ITEOS hat das Recht, Satzungen zu erlassen; Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Satzungen und die Ände-
rung der Anstaltssatzung sind im Staatsanzeiger für Ba-
den-Württemberg bekannt zu machen und treten am Tag 
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft, sofern kein späte-
rer Zeitpunkt bestimmt ist; § 4 Absatz 4 der Gemeinde-
ordnung (GemO) gilt entsprechend. Absatz 2 bleibt un-
berührt.

(4) Die Auflösung der ITEOS bedarf der Zustimmung 
aller Träger; §§ 6 und 12 Absatz 1 bleiben unberührt.

(5) Die ITEOS hat das Recht, Beamtinnen und Beamte 
zu haben.

(6) Die ITEOS übt, soweit sie nicht wirtschaftlich tätig 
wird, hoheitliche Tätigkeiten aus.

(7) Die ITEOS führt ein Dienstsiegel mit dem kleinen 
Landeswappen.

(8) Bekanntmachungen der ITEOS erfolgen im Staatsan-
zeiger für Baden-Württemberg.
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§ 3

Aufgaben

(1) Die ITEOS beschafft, entwickelt und betreibt Verfah-
ren der automatisierten Datenverarbeitung für kommu-
nale Körperschaften, deren Zusammenschlüsse und de-
ren Unternehmen im Land. Der Betrieb nach Satz 1 um-
fasst die Beschaffung, den Betrieb, die Einrichtung, die 
Wartung und die Pflege von Anlagen und Programmen 
sowie von Rechnern und Rechnersystemen. Die ITEOS 
erbringt ferner unterstützende Dienstleistungen der Per-
sonalverwaltung sowie Beratungs- und Schulungsleis-
tungen in Angelegenheiten der automatisierten Daten-
verarbeitung für die in Satz 1 genannten Stellen. Eine 
Pflicht zur Nutzung der Leistungen der ITEOS besteht 
nicht.

(2) Die ITEOS ist befugt, Leistungen nach Absatz 1 für

1.  Dienststellen des Landes und

2. � nicht in Absatz 1 Satz 1 genannte, der Aufsicht des 
Landes unterstehende juristische Personen des öffent-
lichen Rechts

zu erbringen. Sie ist ferner befugt, Leistungen nach Ab-
satz 1 für Dritte, auch außerhalb des Landes, zu erbrin-
gen, sofern dies für die Aufgabenerfüllung nach Absatz 1 
förderlich ist und diese Leistungen im Vergleich zu den 
in Absatz 1 und in Satz 1 genannten Leistungen eine un-
tergeordnete Rolle spielen. 

§ 4

Organe

Organe der ITEOS sind der Verwaltungsrat und der Vor-
stand.

§ 5

Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Träger und der kommunalen Landesver-
bände. Verwaltungsratsmitglieder können nicht sein:

1.  Bedienstete der ITEOS,

2. � leitende Bedienstete von juristischen Personen oder 
sonstigen Organisationen des öffentlichen oder priva-
ten Rechts, an denen die ITEOS mit mehr als 50 Pro-
zent beteiligt ist; eine Beteiligung am Stimmrecht ge-
nügt und

3. � Bedienstete der Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittel-
bar mit Aufgaben der Aufsicht über die ITEOS be-
fasst sind.

(2) Die Träger und die kommunalen Landesverbände be-
stellen ihre jeweiligen Verwaltungsratsmitglieder und 
deren jeweilige Stellvertretung für eine Amtszeit von 
fünf Jahren, längstens jedoch für die Dauer ihres Haupt-
amts. Scheidet ein Verwaltungsratsmitglied oder dessen 
Stellvertretung vor Ablauf der Amtszeit aus, wird für den 

Rest der Amtszeit ein neues Verwaltungsratsmitglied 
oder eine neue Stellvertretung bestellt. Der Verwaltungs-
rat wählt aus seiner Mitte eine Verwaltungsratsvorsit-
zende oder einen Verwaltungsratsvorsitzenden und deren 
oder dessen Stellvertretungen. Die oder der Verwaltungs-
ratsvorsitzende muss ein von den Trägern bestelltes Ver-
waltungsratsmitglied sein; gleiches gilt für deren oder 
dessen Stellvertretungen. Mit Ausnahme der Vertreterin-
nen und Vertreter des Landes sind die Verwaltungsrats-
mitglieder ehrenamtlich tätig.

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Verwaltungsratsmitglieder ordnungsgemäß geladen 
sind und mindestens jeweils die Hälfte der Verwaltungs-
ratsmitglieder jedes Trägers, darunter die oder der Ver-
waltungsratsvorsitzende, anwesend oder in Person der 
Stellvertretung nach Absatz 2 vertreten ist. Auf den Ver-
waltungsrat und die Verwaltungsratsvorsitzende oder 
den Verwaltungsratsvorsitzenden finden § 34 Absatz 1 
Satz 1, Absatz 2 Halbsatz 1 und Absatz 3 sowie § 43 Ab-
satz 2 bis 4 GemO entsprechende Anwendung. Die Sit-
zungen des Verwaltungsrats sind nichtöffentlich.

(4) Durch die Anstaltssatzung können beschließende 
Ausschüsse des Verwaltungsrats gebildet und ihnen be-
stimmte Aufgabengebiete zur dauernden Erledigung 
übertragen werden. Durch Beschluss kann der Verwal-
tungsrat einzelne Angelegenheiten auf bestehende be-
schließende Ausschüsse übertragen oder für ihre Erledi-
gung beschließende Ausschüsse bilden. Auf beschlie-
ßende Ausschüsse kann die Beschlussfassung über An-
gelegenheiten nach § 6 Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 
Nummer 1 bis 6, 8 bis 10, 12 und 14 nicht übertragen 
werden. Die beschließenden Ausschüsse bestehen aus 
der oder dem Ausschussvorsitzenden und mindestens 
vier weiteren Mitgliedern. Der Verwaltungsrat bestimmt 
die Ausschussvorsitzende oder den Ausschussvorsitzen-
den und die weiteren Mitglieder sowie die jeweilige 
Stellvertretung widerruflich aus seiner Mitte; die Beset-
zung soll das Stimmenverhältnis der Träger im Verwal-
tungsrat abbilden. In die beschließenden Ausschüsse 
können durch den Verwaltungsrat Dritte widerruflich als 
beratende Mitglieder berufen werden; ihre Zahl darf die 
der dem Verwaltungsrat angehörenden Mitglieder je-
weils nicht erreichen. Die in Satz 6 genannten beraten-
den Mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Die für den Ge-
schäftsgang des Verwaltungsrats geltenden Vorschriften 
finden entsprechende Anwendung.

(5) Durch Beschluss kann der Verwaltungsrat zur Vorbe-
ratung seiner Verhandlungen oder einzelner Verhand-
lungsgegenstände beratende Ausschüsse bilden. Die 
beratenden Ausschüsse bestehen aus der oder dem 
Ausschussvorsitzenden und mindestens vier weiteren 
Mitgliedern. Der Verwaltungsrat bestimmt die Aus-
schussvorsitzende oder den Ausschussvorsitzenden und 
die weiteren Mitglieder sowie die jeweilige Stellvertre-
tung widerruflich aus seiner Mitte. In die beratenden 
Ausschüsse können durch den Verwaltungsrat Dritte 
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widerruflich als Mitglieder berufen werden; ihre Zahl 
darf die der dem Verwaltungsrat angehörenden Mitglie-
der jeweils nicht erreichen. Die in Satz 4 genannten Mit-
glieder sind ehrenamtlich tätig. Die für den Geschäfts-
gang des Verwaltungsrats geltenden Vorschriften finden 
entsprechende Anwendung.

§ 6

Aufgaben des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat entscheidet über die ihm durch 
Gesetz oder Anstaltssatzung zugewiesenen Angelegen-
heiten. Er ist zuständig für die Ernennung von Beamtin-
nen und Beamten ab Besoldungsgruppe A16 und Besol-
dungsordnung B sowie für den Abschluss und die Been-
digung außertariflicher Verträge. Der Verwaltungsrat 
überwacht ferner die Geschäftsführung des Vorstands 
und beschließt über die grundsätzlichen Angelegenheiten 
der ITEOS, insbesondere über

  1. � die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des 
Vorstands,

  2. � den Erlass von Satzungen nach § 2 Absatz 3,

  3. � Maßnahmen und Rechtsgeschäfte nach § 10 Ab- 
satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 5, 

  4. � Maßnahmen und Rechtsgeschäfte nach § 10 Ab- 
satz 2 bis 4, auch in Verbindung mit Absatz 5,

  5. � die Bildung von Ausschüssen nach § 5 Absatz 4 und 
5 und sonstigen beratenden Gremien,

  6. � die Grundsätze der Wirtschaftsführung und der Auf-
gabenerfüllung der ITEOS,

  7. � die Bestellung von Abschlussprüfern,

  8. � die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Fi-
nanzplans,

  9. � die Feststellung des Jahresabschlusses, die Entlas-
tung des Vorstands, Kreditaufnahmen, die Über-
nahme von Bürgschaften, Garantien zugunsten Drit-
ter sowie vergleichbaren Verpflichtungen,

10. � die Ergebnisverwendung,

11. � andere Angelegenheiten, soweit sie über den Einzel-
fall hinaus für die ITEOS besondere Bedeutung 
haben,

12. � die Zustimmung zur Geschäftsordnung des Vorstands,

13. � die nach der Geschäftsordnung des Vorstands dem 
Verwaltungsrat vorzulegenden Angelegenheiten und

14. � die Auflösung der ITEOS.

(2) Über Angelegenheiten nach Absatz 1 Satz 3 Num- 
mer 3 und 14 beschließt der Verwaltungsrat mit einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Stimmen der 
Mitglieder eines jeden Trägers. Im Übrigen beschließt 
der Verwaltungsrat mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
der oder des Verwaltungsratsvorsitzenden und im Fall 
der Verhinderung die Stimme der Stellvertretung.

§ 7

Vorstand

(1) Der Vorstand leitet die ITEOS in eigener Verantwor-
tung, soweit nicht gesetzlich oder durch die Anstaltssat-
zung etwas anderes bestimmt ist. Der Vorstand besteht 
aus mindestens zwei Personen, die vom Verwaltungsrat 
auf höchstens sechs Jahre bestellt werden; wiederholte 
Bestellungen sind zulässig. Für die Dauer ihrer Bestel-
lung können die Mitglieder des Vorstands privatrechtlich 
angestellt oder in ein Beamtenverhältnis auf Zeit mit 
einer Amtszeit von sechs Jahren berufen werden. Die 
Mitglieder des Vorstands vertreten einzeln oder gemein-
sam nach den Regelungen der Anstaltssatzung die ITEOS 
nach außen. Der Vorstand kann allgemein oder in einzel-
nen Angelegenheiten Vollmacht erteilen. Der Vorstand 
hat sich eine Geschäftsordnung zu geben.

(2) Die oder der Vorsitzende des Vorstands ist Vorge-
setzte oder Vorgesetzter der Bediensteten der ITEOS mit 
Ausnahme der weiteren Mitglieder des Vorstands. Die 
oder der Vorsitzende des Vorstands ist Dienstvorgesetzte 
oder Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde der 
Beamtinnen und Beamten der ITEOS mit Ausnahme der 
beamteten Mitglieder des Vorstands. Ist die oder der Vor-
sitzende des Vorstands keine Beamtin oder kein Beamter, 
überträgt der Verwaltungsrat die Aufgaben der oder des 
Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde für 
die Beamtinnen und Beamten der ITEOS einem anderen 
Mitglied des Vorstands, das Beamtin oder Beamter ist, 
anderenfalls einer leitenden Beamtin oder einem leiten-
den Beamten der ITEOS. Für die beamteten Mitglieder 
des Vorstands und für die Beamtin oder den Beamten, 
der oder dem die Aufgaben nach Satz 3 übertragen wur-
den, nimmt die Aufgaben der oder des Dienstvorgesetz-
ten und der obersten Dienstbehörde die oder der Verwal-
tungsratsvorsitzende wahr. Ist die oder der Verwaltungs-
ratsvorsitzende keine Beamtin oder kein Beamter, über-
trägt der Verwaltungsrat die Aufgaben der oder des 
Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde für 
die beamteten Mitglieder des Vorstands und für die Be-
amtin oder den Beamten, der oder dem die Aufgaben 
nach Satz 3 übertragen wurden, auf ein Mitglied des Ver-
waltungsrats, das Beamtin oder Beamter ist.

§ 8

Haftung

(1) Die Träger sind entsprechend ihrer Anteile am 
Stammkapital verpflichtet, die ITEOS mit den zur Auf-
gabenerfüllung notwendigen finanziellen Mitteln auszu-
statten und für die Dauer ihres Bestehens funktionsfähig 
zu erhalten. Die ITEOS haftet für ihre Verbindlichkeiten 
mit ihrem gesamten Vermögen. Eine Haftung der Träger 
für Verbindlichkeiten der ITEOS Dritten gegenüber be-
steht nicht.

(2) Soweit die Unternehmereigenschaft der ITEOS im 
Sinne von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags über die Ar-
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beitsweise der Europäischen Union nicht ausgeschlossen 
werden kann, ist die ITEOS verpflichtet, zu vermeiden, 
dass ihr aus der Anstaltslast nach Absatz 1 Satz 1 Vorteile 
im Wettbewerb entstehen.

§ 9

Wirtschaftsführung, Finanzierung, 
Prüfungsbehörden

(1) Für die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen 
gelten die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs sinnge-
mäß, sofern nicht die Vorschriften des Handelsgesetz-
buchs bereits unmittelbar oder weitergehende gesetzli-
che Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vor-
schriften entgegenstehen. In sinngemäßer Anwendung 
der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften ist für jedes 
Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufzustellen und der 
Wirtschaftsführung eine fünfjährige Finanzplanung zu-
grunde zu legen. § 77 Absatz 1 und 2, § 78 Absatz 3 und 
4 sowie § 87 GemO gelten entsprechend. Der Jahresab-
schluss und der Lagebericht werden in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Dritten Buchs des Han-
delsgesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften aufge-
stellt und geprüft.

(2) Der Beschluss über die Feststellung des Jahresab-
schlusses zusammen mit dessen Ergebnis, das Ergebnis 
der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
sowie die beschlossene Verwendung des Jahresüber-
schusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrags sind 
im Staatsanzeiger für Baden-Württemberg bekannt zu 
machen. Der Wirtschaftsplan, die Finanzplanung, der 
Jahresabschluss, der Lagebericht und der Prüfungsbe-
richt sind an die Träger und an den Rechnungshof zu 
übersenden.

(3) Die ITEOS deckt ihre Kosten aus Entgelten für ihre 
Leistungen. Sie kann Benutzungsgebühren nach dem 
Kommunalabgabengesetz erheben. Ein Benutzungsver-
hältnis mit der ITEOS kann öffentlich-rechtlich oder pri-
vatrechtlich begründet werden.

(4) Die überörtliche Prüfung der ITEOS erfolgt in ent-
sprechender Anwendung des § 114 GemO durch die Ge-
meindeprüfungsanstalt. Dem Rechnungshof wird das 
Recht zur Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung der ITEOS eingeräumt. Die Prüfungsbehörden ha-
ben das Recht, sich zur Klärung von Fragen, die bei der 
Prüfung auftreten, unmittelbar zu unterrichten und zu 
diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und Schriften der 
ITEOS einzusehen.

§ 10

Wirtschaftliche Unternehmen

(1) Die ITEOS darf ungeachtet der Rechtsform wirt-
schaftliche Unternehmen nur errichten, übernehmen, er-
weitern oder sich daran mittelbar oder unmittelbar betei-
ligen, wenn diese ausschließlich Tätigkeiten nach Art 

und Umfang des § 3 ausüben. § 102 Absatz 1 Nummer 2 
und Absatz 3, §§ 103, 103 a, 105 mit Ausnahme von Ab-
satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und Absatz 3 Halbsatz 2, 
§ 105 a mit Ausnahme von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 
§ 106 und § 106 b GemO mit Ausnahme von Absatz 1 
Satz 2 gelten entsprechend.

(2) Die oder der Vorsitzende des Vorstands vertritt die 
ITEOS in der Gesellschafterversammlung oder in dem 
entsprechenden Organ der Unternehmen in einer Rechts-
form des privaten Rechts, an denen die ITEOS beteiligt 
ist; sie oder er kann eine Bedienstete oder einen Bediens-
teten der ITEOS einschließlich der weiteren Vorstands-
mitglieder mit der Vertretung beauftragen. Der Verwal-
tungsrat kann weitere Vertreterinnen und Vertreter ent-
senden und deren Entsendung zurücknehmen. Der Ver-
waltungsrat kann den Vertreterinnen und Vertretern nach 
Satz 1 und 2 Weisungen erteilen.

(3) Über eine Entsendung oder Abberufung von Vertrete-
rinnen und Vertretern in den Aufsichtsrat oder ein ent-
sprechendes Überwachungsorgan eines Unternehmens in 
einer Rechtsform des privaten Rechts, an denen die 
ITEOS beteiligt ist, entscheidet der Verwaltungsrat. Die 
von der ITEOS entsandten oder auf ihren Vorschlag ge-
wählten Vertreterinnen und Vertreter nach Satz 1 haben 
bei ihrer Tätigkeit auch die besonderen Interessen der 
ITEOS zu berücksichtigen.

(4) Werden Vertreterinnen oder Vertreter der ITEOS aus 
ihrer Tätigkeit in einem Organ eines Unternehmens haft-
bar gemacht, hat ihnen die ITEOS den Schaden zu erset-
zen, es sei denn, dass sie ihn vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt haben. In jedem Fall ist die ITEOS 
schadensersatzpflichtig, wenn ihre Vertreterinnen oder 
Vertreter nach Weisung gehandelt haben.

(5) Absatz 1 bis 4 gilt auch für die am Tag vor Inkrafttre-
ten der Anstaltssatzung bestehenden Unternehmen und 
Beteiligungen der Datenzentrale Baden-Württemberg 
und der Zweckverbände.

§ 11

Aufsicht

(1) Rechtsaufsichtsbehörde ist das Innenministerium. 
§§ 118 und 120 bis 127 GemO gelten entsprechend.

(2) Beschlüsse des Verwaltungsrats nach § 6 Absatz 1 
Satz 3 Nummer 2, 3 und 8 sowie Änderungen der 
Anstaltssatzung sind der Rechtsaufsichtsbehörde unter 
Nachweis der gesetzlichen Voraussetzungen vorzulegen.

§ 12

Auflösung, Ausscheiden

(1) Die Auflösung der ITEOS bedarf der Genehmigung 
durch die Rechtsaufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist 
zu erteilen, wenn die Auflösung der ITEOS den gesetz
lichen Vorschriften entsprechend beschlossen ist. Die 
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Genehmigung der Auflösung ist mit den Auflösungsbe-
schlüssen von der Rechtsaufsichtsbehörde im Staatsan-
zeiger für Baden-Württemberg bekannt zu machen. Die 
Auflösung wird am Tag nach der öffentlichen Bekannt-
machung der Genehmigung und der Auflösungsbe-
schlüsse wirksam, sofern in den Auflösungsbeschlüssen 
kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Im Falle der Auflö-
sung fällt ein nach Beendigung der Abwicklung verblei-
bender Überschuss den Beteiligten entsprechend der Be-
teiligung am Stammkapital zu. Die ITEOS gilt nach ihrer 
Auflösung als fortbestehend, solange und soweit der 
Zweck der Abwicklung es erfordert.

(2) Treten so viele Gemeinden aus den Zweckverbänden 
aus, dass die Gesamtsumme der Einwohner der verblei-
benden Zweckverbandsmitglieder, die Gemeinden sind, 
im Vergleich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der An-
staltssatzung um 50 Prozent oder mehr sinkt, kann das 
Land ohne Zustimmung der übrigen Träger als Träger 
der ITEOS ausscheiden. Die Entscheidung über das Aus-
scheiden nach Satz 1 bedarf eines Beschlusses der Lan-
desregierung. Macht das Land von seinem Recht nach 
Satz 1 Gebrauch, können die übrigen Träger anstelle des 
Ausscheidens des Landes die Auflösung der ITEOS nach 
Absatz 1 verlangen; in diesem Fall findet § 6 keine An-
wendung.

(3) Die Auflösung eines oder mehrerer der Zweckver-
bände ist nur zulässig, wenn dieser oder diese als Träger 
der ITEOS ausgeschieden sind und die nachfolgende 
Vermögensauseinandersetzung vereinbart ist.

Abschnitt 3

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 13

Übergangspersonalrat, Dienstvereinbarungen

(1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anstaltssatzung 
wird bei der ITEOS ein Übergangspersonalrat gebildet. 
Diesem gehören die Beschäftigten der ITEOS an, die am 
Tag vor Inkrafttreten der Anstaltssatzung

1. � Mitglied des Personalrats bei der Datenzentrale 
Baden-Württemberg oder

2. � Mitglied der Personalräte bei den Zweckverbänden 
waren.

Die Ersatzmitglieder der Personalräte nach Satz 2 wer-
den Ersatzmitglieder des Übergangspersonalrats jeweils 
für die Mitglieder, für die sie bei den Personalräten der 
Datenzentrale Baden-Württemberg oder den Zweckver-
bänden Ersatzmitglieder waren.

(2) Die Amtszeit des Übergangspersonalrats endet mit 
der Neuwahl des Personalrats, spätestens mit Ablauf 
eines Jahres von dem Tag des Inkrafttretens der Anstalts-
satzung an gerechnet.

(3) Für den Übergangspersonalrat gelten die Regelungen 
des Landespersonalvertretungsgesetzes (LPVG) für Per-

sonalräte entsprechend. § 19 LPVG gilt mit der Maß-
gabe, dass das lebensälteste Mitglied des Übergangsper-
sonalrats die Aufgaben des Wahlvorstands wahrnimmt.

(4) Nach § 85 LPVG zulässige Dienstvereinbarungen der 
Datenzentrale Baden-Württemberg gelten nach Inkraft-
treten der Anstaltssatzung als Dienstvereinbarung für die 
ITEOS fort. Besteht in einem der beitretenden Zweck-
verbände am Tag vor dem Inkrafttreten der Anstaltssat-
zung eine Dienstvereinbarung über einen nach § 85 
LPVG zulässigen Regelungsgegenstand, für welchen in 
der Datenzentrale Baden-Württemberg keine Dienstver-
einbarung geschlossen worden ist, gilt diese für die 
ITEOS fort; bestehen mehrere solcher Dienstvereinba-
rungen, geht diejenige vor, welche für die meisten Be-
schäftigten galt. Die Fortgeltung einer Dienstvereinba-
rung nach Satz 1 und 2 endet mit dem Abschluss einer 
ersetzenden Dienstvereinbarung; sie endet spätestens mit 
Ablauf der Amtszeit des Übergangspersonalrats.

§ 14

Übergangs-Jugend- und Auszubildendenvertretung

Im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anstaltssatzung wird 
bei der ITEOS eine Übergangs-Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung gebildet. Dieser gehören die Beschäf-
tigten der ITEOS an, die am Tag vor Inkrafttreten der 
Anstaltssatzung

1. � Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung 
bei der Datenzentrale Baden-Württemberg oder

2. � Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretun-
gen bei den Zweckverbänden waren.

§ 13 Absatz 1 Satz 3 sowie Absatz 2 und 3 gilt entspre-
chend.

§ 15

Absehen von der Zusage der Umzugskostenvergütung 
in besonderen Härtefällen

(1) Bei einer durch den Vollzug dieses Gesetzes veran-
lassten Versetzung an einen anderen Dienstort ist auf 
Antrag von der Zusage der Umzugskostenvergütung ab-
zusehen, wenn im Zeitpunkt der Versetzung

1. die Beamtin oder der Beamte

a) �das 61. Lebensjahr, im Falle einer Schwerbehin
derung im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch das 58. Lebensjahr, voll-
endet hat oder

b) �einen Grad der Schädigungsfolgen von mindestens 
50 hat oder

c) �durch eine schwere Erkrankung, die voraussichtlich 
länger als ein Jahr andauern wird, am Umzug ge-
hindert ist,

2. die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspartnerin 
oder der Lebenspartner nach dem Lebenspartner-
schaftsgesetz oder ein beim Familienzuschlag nach 
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dem Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg 
berücksichtigungsfähiges Kind, mit dem die Beamtin 
oder der Beamte in häuslicher Gemeinschaft lebt, vor-
aussichtlich länger als ein Jahr schwer erkrankt oder 
wegen dauernder Pflegebedürftigkeit in einem Betreu-
ungsangebot lebt, das vom neuen Dienstort mindes-
tens doppelt so weit entfernt ist wie vom bisherigen 
Dienst- oder Wohnort oder

3. die Beamtin oder der Beamte in einer eigenen Wohnung 
wohnt. Eine eigene Wohnung ist eine Wohnung, die im 
Eigentum der Beamtin oder des Beamten steht. Als 
eigene Wohnung gilt auch die Wohnung, die im Eigen-
tum der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebenspart-
nerin oder des Lebenspartners nach dem Lebenspart-
nerschaftsgesetz steht, mit dem oder der die Beamtin 
oder der Beamte in häuslicher Gemeinschaft lebt.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Zusage 
der Umzugskostenvergütung nach dem Landesumzugs-
kostengesetz ausgeschlossen ist, weil die zu versetzende 
Person bereits am neuen Dienstort oder in dessen Ein-
zugsgebiet wohnt.

(3) Bei einem Absehen von der Zusage der Umzugs
kostenvergütung ist der versetzten Person schriftlich 
mitzuteilen, aus welchem Grund und gegebenenfalls mit 
welcher zeitlichen Befristung die Erstattungszusage un-
terbleibt.

(4) Von der Zusage der Umzugskostenvergütung wird  
im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe a bis zur 
Versetzung oder bis zum Eintritt in den Ruhestand, im 
Übrigen für die Dauer von bis zu einem Jahr ab dem 
Zeitpunkt der Versetzung abgesehen. Hat die versetzte 
Person im Zeitpunkt des Ablaufs der Jahresfrist das in 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a genannte Lebensjahr 
vollendet, gilt Satz 1 Halbsatz 1 entsprechend. Eine mit 
der Versetzung oder Übernahme bereits erteilte Erstat-
tungszusage kann bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 auf Antrag widerrufen werden.

(5) Für die Zeit, in der nach Absatz 4 von der Zusage der 
Umzugskostenvergütung abgesehen wird, besteht nach 
Maßgabe der Landestrennungsgeldverordnung ein An-
spruch auf Trennungsgeld. Das Absehen von der Zusage 
der Umzugskostenvergütung ist spätestens innerhalb 
eines Monats nach Zustellung der Versetzungsverfügung 
schriftlich bei der Behörde zu beantragen, die über die 
Erstattungszusage zu entscheiden hat. Dem Antrag sind 
Nachweise über das Vorliegen der Voraussetzungen des 
Absatzes 1 beizufügen.

(6) Die versetzte Person ist verpflichtet, den Wegfall der 
Voraussetzungen des Absatzes 1 unverzüglich der für die 
Zusage der Umzugskostenvergütung zuständigen Be-
hörde anzuzeigen; sie ist berechtigt, trotz Fortbestehens 
der Voraussetzungen die Zusage der Umzugskostenver-
gütung zu beantragen.

(7) Über die Zusage der Umzugskostenvergütung ist in 
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe b und c 

sowie Nummer 2 und 3 zum Zeitpunkt des Wegfalls der 
dort genannten Voraussetzungen, spätestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Ablaufs der Jahresfrist von Amts wegen 
nach den allgemeinen Vorschriften des Landesumzugs-
kostengesetzes zu entscheiden.

(8) Bei Tarifbeschäftigten ist entsprechend zu verfahren.

§ 16

Konstituierung des Verwaltungsrats

Der bis zur Konstituierung des Verwaltungsrats amtie-
rende Verwaltungsratsvorsitzende der Datenzentrale Ba-
den-Württemberg lädt die Mitglieder des Verwaltungs-
rats zur konstituierenden Sitzung des Verwaltungsrats 
ein, die spätestens sechs Arbeitstage nach Inkrafttreten 
der Anstaltssatzung stattfinden soll. Er leitet die konstitu-
ierende Sitzung, bis der Verwaltungsrat aus seiner Mitte 
ein Mitglied des Verwaltungsrats bestellt hat, das die 
Durchführung der vorgeschriebenen Wahlen leitet. Mit 
der Konstituierung des Verwaltungsrats tritt der Verwal-
tungsrat an die Stelle des Verwaltungsrats der Datenzent-
rale Baden Württemberg; die Ausschüsse des Verwal-
tungsrats der Datenzentrale Baden-Württemberg sind 
aufgelöst. Zugleich endet die Tätigkeit der Mitglieder des 
Verwaltungsrats der Datenzentrale Baden-Württemberg.

§ 17

Bestellung des Vorstands

Mit der Bestellung des Vorstands tritt dieser an die Stelle 
des Vorstands der Datenzentrale Baden-Württemberg.

§ 18

Gesamtrechtsnachfolge kraft Gesetzes

Die Anteile der Zweckverbände am Stammkapital der 
ITEOS werden nach Maßgabe von Satz 2 und 3 erbracht. 
Im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anstaltssatzung geht 
das in diesem Zeitpunkt vorhandene gesamte jeweilige 
Vermögen der Zweckverbände unter Begründung ihrer 
Trägerschaft an der ITEOS unmittelbar im Wege der Ge-
samtrechtsnachfolge kraft Gesetzes auf die ITEOS über; 
hiervon unberührt bleiben die Zweckverbandsmitglied-
schaften und die originär damit zusammenhängenden 
Rechtsverhältnisse. Zusätzlich können die Zweckver-
bände ihren Anteil am Stammkapital durch Zahlung 
eines Geldbetrags erbringen.

§ 19

Aufgabenübergang

Mit Inkrafttreten der Anstaltssatzung gehen die Aufga-
ben des § 15 Absatz 2 des ADV-Zusammenarbeitsgeset-
zes vom 18. Dezember 1995 in der am Tag vor Inkraft-
treten der Anstaltssatzung geltenden Fassung von den 
Zweckverbänden auf die ITEOS über.
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§ 20

Übernahme von Beamtinnen und Beamten

Zum Zeitpunkt der Gesamtrechtsnachfolge nach § 18 
Satz 2 werden die am Tag vor Inkrafttreten der Anstalts-
satzung vorhandenen Beamtinnen und Beamten der 
Zweckverbände in den Dienst der ITEOS übernommen. 
Abweichend von § 30 Absatz 3 in Verbindung mit Ab-
satz 2 des Landesbeamtengesetzes (LBG) werden die am 
Tag vor Inkrafttreten der Anstaltssatzung vorhandenen 
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
ger der Zweckverbände zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Anstaltssatzung von der ITEOS übernommen. Satz 2 
gilt in Abweichung von § 30 Absatz 4 in Verbindung mit 
Ab-satz 3 und 2 LBG für die am Tag vor Inkrafttreten der 
Anstaltssatzung bei den Zweckverbänden vorhandenen 
Anspruchsinhaberinnen und Anspruchsinhaber auf Alters- 
und Hinterbliebenengeld nach dem Landesbeamtenver-
sorgungsgesetz Baden-Württemberg entsprechend.

§ 21

Übergang Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie Auszubildende

(1) Im Zeitpunkt der Gesamtrechtsnachfolge nach § 18 
Satz 2 gehen die Arbeitsverhältnisse der bei den Zweck-
verbänden beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie die Berufsausbildungsverhältnisse der bei 
den Zweckverbänden zur Berufsausbildung Beschäftig-
ten (Auszubildende) mit allen Rechten und Pflichten auf 
die ITEOS über. Die ITEOS tritt anstelle der Zweckver-
bände als Arbeitgeberin sowie Ausbildende in die beste-
henden Arbeits- und Berufsausbildungsverhältnisse ein. 
Die Beschäftigungszeit und die Dienstzeit der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie Auszubildenden wer-
den durch den Wechsel des Arbeitgebers sowie des Aus-
bildenden nicht unterbrochen.

(2) Die Kündigung eines Arbeits- oder Berufsausbil-
dungsverhältnisses durch einen Zweckverband oder die 
ITEOS wegen des Übergangs nach Absatz 1 ist unwirk-
sam. Das Recht zur Kündigung eines Arbeits- oder Be-
rufsausbildungsverhältnisses aus anderen Gründen bleibt 
unberührt.

(3) § 613 a Absatz 1 Satz 2 bis 4 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs findet im Hinblick auf die Rechtsnormen der 
bei einem Zweckverband geltenden Tarifverträge ent-
sprechende Anwendung, sofern diese bei der ITEOS 
nicht bereits kollektivrechtlich fortgelten.

(4) Ein Recht zum Widerspruch gegen den Übergang 
eines Arbeits- oder Berufsausbildungsverhältnisses nach 
Absatz 1 besteht nicht.

§ 22

Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer

Im Zeitpunkt der Gesamtrechtsnachfolge nach § 18  
Satz 2 gehen Dienstverhältnisse der Zweckverbände, die 

keine Beamten-, Arbeits- oder Berufsausbildungsverhält-
nisse sind, von den Zweckverbänden auf die ITEOS über.

Artikel 3

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg

Die Anlage 2 (Landesbesoldungsordnung B) des Landes-
besoldungsgesetzes Baden-Württemberg vom 9. No-
vember 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GBl. S. 645) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Besoldungsgruppe B 2 wird die Amtsbezeichnung 
»Direktor bei der Datenzentrale Baden-Württemberg« 
mit Funktionszusatz gestrichen.

2. In Besoldungsgruppe B 3 wird nach der Amtsbezeich-
nung »Abteilungspräsident« mit Funktionszusatz die 
Amtsbezeichnung mit Funktionszusatz

	 »�Direktor der ITEOS 
als weiteres Mitglied des Vorstands«

	 eingefügt.

3. In Besoldungsgruppe B 4 wird die Amtsbezeichnung 
»Leitender Direktor der Datenzentrale Baden-Würt-
temberg« mit Funktionszusatz gestrichen.

4. In Besoldungsgruppe B 6 wird nach der Amtsbezeich-
nung »Landespolizeipräsident« die Amtsbezeichnung 
mit Funktionszusatz

	 »�Leitender Direktor der ITEOS 
als Vorsitzender des Vorstands«

	 eingefügt.

Artikel 4

Änderung des E-Government-Gesetzes 
Baden-Württemberg

Das E-Government-Gesetz Baden-Württemberg vom  
17. Dezember 2015 (GBl. S. 1191) wird wie folgt geändert:

1. In § 22 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter »Datenzen-
trale Baden-Württemberg« durch das Wort »ITEOS« 
ersetzt.

2. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter », Zusammen-
schlüsse für kommunale Datenverarbeitung und die 
Datenzentrale Baden-Württemberg« durch die 
Wörter »und der ITEOS« ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 3 wird das Komma durch das Wort 
»und« ersetzt.

bb)	Die Nummer 4 wird aufgehoben.

cc)	 In Nummer 5 werden die Wörter »Daten- 
zentrale Baden-Württemberg« durch das Wort 
»ITEOS« ersetzt.

dd)	Die Nummer 5 wird zu Nummer 4.
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c) In Absatz 3 Satz 4 werden die Wörter », der Zusam-
menschlüsse für kommunale Datenverarbeitung 
und der Datenzentrale Baden-Württemberg« durch 
die Wörter »und der ITEOS« ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Landesbeamtengesetzes

In Buchstabe D des Anhangs (Ämter mit leitender Funk-
tion) des Landesbeamtengesetzes vom 9. November 
2010 (GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. S. 597, 605) ge-
ändert worden ist, werden die Wörter »Datenzentrale 
Baden-Württemberg« durch das Wort »ITEOS« ersetzt.

Artikel 6

Änderung des Chancengleichheitsgesetzes

In § 3 Absatz 2 und § 27 Absatz 3 des Chancengleich-
heitsgesetzes in der Fassung vom 23. Februar 2016 (GBl. 
S. 108) werden die Wörter »Datenzentrale Baden-Würt-
temberg« durch das Wort »ITEOS« ersetzt.

Artikel 7

Änderung des Gesetzes über den Kommunalen 
Versorgungsverband Baden-Württemberg

In § 4 Nummer 12 des Gesetzes über den Kommunalen 
Versorgungsverband Baden-Württemberg in der Fassung 
vom 16. April 1996 (GBl. S. 394), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. 2016 
S. 1, 2) geändert worden ist, werden die Wörter »Daten-
zentrale Baden-Württemberg« durch das Wort »ITEOS« 
ersetzt.

Artikel 8

Änderung der Gemeindeordnung

§ 114 a Absatz 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für Ba-
den-Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 
(GBl. S. 582, ber. S. 698), die zuletzt durch Artikel 7 der 
Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

»Die Prüfung ist von der ITEOS und ihren Unternehmen 
für die von ihnen angebotenen Programme, sonst von der 
Gemeinde, die das Programm einsetzt, zu veranlassen.« 

Artikel 9

Änderung der Verordnung zur elektronischen  
Datenübermittlung zwischen der Steuerverwaltung  

und den Gemeinden bei der Gewerbesteuer  
und der Grundsteuer

In § 2 Absatz 1 Satz 1 und 3 der Verordnung zur elektro-
nischen Datenübermittlung zwischen der Steuerverwal-
tung und den Gemeinden bei der Gewerbesteuer und der 
Grundsteuer vom 24. August 2015 (GBl. S. 878), die 

durch Artikel 111 der Verordnung vom 23. Februar 2017 
(GBl. S. 99, 112) geändert worden ist, werden jeweils die 
Wörter »Datenzentrale Baden-Württemberg« durch das 
Wort »ITEOS« ersetzt.

Artikel 10

Änderung der Meldeverordnung

Die Meldeverordnung vom 28. September 2015 (GBl. 
S. 853), die durch Verordnung vom 10. März 2016 (GBl. 
S. 223) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

	 »Für Meldebehörden, die die ITEOS mit der auto-
matisierten Verarbeitung der Einwohnerdaten beauf-
tragt haben, nimmt die ITEOS die in Absatz 1 be-
schriebene Aufgabe einer Vermittlungsstelle wahr.«

b)  In Satz 2 wird die Angabe »Der KDRS« durch die 
Wörter »Die ITEOS« ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird die Angabe »Der KDRS« durch-
die Wörter »Die ITEOS« ersetzt.

bb)  In Satz 3 wird die Angabe »des KDRS« durch 
die Wörter »der ITEOS« ersetzt.

b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)  In Satz 1 wird die Angabe »Der KDRS« durch-
die Wörter »Die ITEOS« ersetzt.

bb)  In Satz 2 werden die Angabe »dem KDRS« 
durch die Wörter »der ITEOS« und die Angabe 
»vom KDRS« durch die Wörter »von der 
ITEOS« ersetzt.

3. In § 19 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »vom 
Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung 
Baden-Franken (KIVBF)« durch die Wörter »von der 
ITEOS« ersetzt.

Artikel 11

Änderung der Wohngeld-Datenabgleichsverordnung

In § 1 Absatz 2 Satz 2 der Wohngeld-Datenabgleichs
verordnung vom 21. Mai 2007 (GBl. S. 250) werden die 
Wörter »Kommunale Informationsverarbeitung Baden-
Franken mit Sitz in Karlsruhe« durch die Wörter »ITEOS 
mit Sitz in Stuttgart« ersetzt.

Artikel 12

Schlussbestimmung

Vereinbaren der Zweckverband Kommunale Informa
tionsverarbeitung Baden-Franken, der Zweckverband 
Kommunale Datenverarbeitung Region Stuttgart und der 
Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung 
Reutlingen-Ulm, sich nach §§ 20 a bis 20 c des Gesetzes 
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über kommunale Zusammenarbeit zu einem neuen 
Zweckverband zu vereinigen, ist in der Vereinbarung 
festzulegen, wer die Rechte der oder des Verbandsvorsit-
zenden des neuen Zweckverbands bis zur erstmaligen, 
innerhalb eines Jahres nach Entstehung des neuen 
Zweckverbands durchzuführenden Wahl einer oder eines 
Verbandsvorsitzenden durch die Verbandsversammlung 
wahrnimmt. Entsprechendes gilt für die Wahl der Stell-
vertretungen der oder des Verbandsvorsitzenden des 
neuen Zweckverbands.

Artikel 13

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 2 bis 11 treten an dem Tag in Kraft, an dem 
die Anstaltssatzung nach Artikel 1 Nummer 2 (§ 16 Ab-
satz 4 Satz 2) in Kraft tritt. Gleichzeitig tritt das ADV- 
Zusammenarbeitsgesetz vom 18. Dezember 1995 (GBl. 
S. 867), das zuletzt durch Artikel 1 geändert worden ist, 
außer Kraft.

(3) Das Innenministerium gibt den Tag des Inkrafttretens 
und des Außerkrafttretens nach Absatz 2 im Gesetzblatt 
bekannt.

(4) Artikel 12 tritt am 2. Juli 2019 außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 6. März 2018 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Strobl	 Dr. Eisenmann

	 Bauer	 Untersteller

	 Dr. Hoffmeister-Kraut	 Lucha

	 Hauk	 Wolf

	 Hermann	 Erler

		   

Verordnung des Justizministeriums  
zur Aufhebung und Einrichtung von 

Grundbucheinsichtsstellen

Vom 15. Februar 2018

Auf Grund von § 35 a Absatz 1 Satz 1 und 2 des Landes-
gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 12. Fe-
bruar 1975 (GBl. S. 116), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 23. Mai 2017 (GBl. S. 265, 266) geändert 
worden ist, wird verordnet:

Artikel 1

Die Grundbucheinsichtsstellen bei der Gemeinde Griesin-
gen und der Gemeinde Hochdorf (Landkreis Esslingen) 
werden aufgehoben.

Artikel 2

Bei der Stadt Gengenbach sowie bei den Gemeinden 
Breitnau, Unterstadion und Wald werden Grundbuch
einsichtsstellen eingerichtet.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 1. April 2018 in Kraft.

stuttgart, den 15. Februar 2018� Wolf

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Stuttgart über das Naturschutzgebiet 
»Bullenberg-Dudelberg-Stockhau«

Vom 15. Dezember 2017

Inhaltsverzeichnis

§   1	 Erklärung zum Schutzgebiet

§   2	 Schutzgegenstand

§   3	 Schutzzweck

§   4	 Allgemeine Verbote

§   5	 Verbote von baulichen und anderen Maßnahmen

§   6	 Regeln für die Landwirtschaft

§   7	 Regeln für die Forstwirtschaft

§   8	 Regeln für die Jagd

§   9	 Bestandsschutz

§ 10	 Schutz- und Pflegemaßnahmen 

§ 11	 Befreiungen und Berücksichtigung des Natura 2000-Status 

§ 12	 Ordnungswidrigkeiten

§ 13	 Öffentliche Auslegung, Einsichtnahme

§ 14	 Inkrafttreten

Auf Grund der §§ 22 Abs. 1 und 2, 23 und 32 Abs. 2 und 3 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) 
sowie des § 23 Abs. 3 und 8 des Gesetzes des Landes  
Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur 
Pflege der Landschaft (Naturschutzgesetz – NatSchG) 
vom 23. Juni 2015 (GBl 2015, 585), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Natur-
schutzgesetzes und weiterer Vorschriften vom 21. No-
vember 2017 (GBl. S. 597) sowie auf Grund von § 42 
Abs. 5 Jagd- und Wildtiermanagementgesetz (JWMG) 
vom 25. November 2014 (GBl. 2014, 550), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Oktober 2016 
(GBl. S. 577), wird verordnet:
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§ 1

Erklärung zum Schutzgebiet

(1) Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der Gemeinde Steinheim am Albuch (Gemarkung Söhn
stetten), Landkreis Heidenheim, werden zum Natur-
schutzgebiet erklärt. Das Naturschutzgebiet führt die Be-
zeichnung »Bullenberg-Dudelberg-Stockhau«.

(2) Das Naturschutzgebiet ist zugleich ein Teil eines Ge-
biets von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinne der 
FFH-Richtlinie1. 

§ 2

Schutzgegenstand

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund  
101,4 ha und besteht aus vier Teilflächen.

(2) Das Naturschutzgebiet liegt auf dem Gebiet der Ge-
meinde Steinheim am Albuch südöstlich des Teilortes 
Söhnstetten nahe dem Weiler Dudelhof. Es reicht vom 
südlichen Rand des Stockhau im Norden bis zum 
Schneckentäle im Südwesten und nahe an das Zwerch-
stubental im Süden. 

Es umfasst auf der Gemarkung Söhnstetten zwei Teilbe-
reiche auf dem Stockhau mit Heiden und strukturreichen 
Wäldern, einen kleinen, von Grünland geprägten Teilbe-
reich im Gewann »Dudelhof«, sowie einen Teilbereich 
mit Bullenberg und dem Westteil des Dudelbergs, der im 
Wesentlichen von Heiden und Wäldern geprägt ist. Ein-
bezogen sind dabei auf der Gemarkung Söhnstetten ganz 
oder teilweise die Gewanne »Bullenberg«, »Dudelberg«, 
»Dudelebene«, »Stockhau«, »Beerweg«, »Dudelhof«, 
»Schneckentäle« und »An der Wilhelmstraße«. 

(3) Das Naturschutzgebiet ist in einer Übersichtskarte des 
Regierungspräsidiums Stuttgart vom 25. April 2017 im 
Maßstab 1 : 25 000 mit einer durchgezogenen roten Linie 
umgrenzt und flächig rot punktiert sowie in einer Detail-
karte des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 25. April 
2017 im Maßstab 1 : 2500 mit durchgezogener roter, rot 
angeschummerter Linie eingetragen. 

In der vorgenannten Übersichtskarte ist das FFH-Gebiet 
»Steinheimer Becken« mit einer durchgezogenen blauen 
Linie umgrenzt und blau schraffiert. 

Die Karten sind Bestandteil der Verordnung. 

§ 3 

Schutzzweck

(1) Schutzzwecke sind:

–	 der Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung 
des komplexen, durch historische landwirtschaftliche 

1 � Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen 
(FFH-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt geändert durch 
Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. EG 
Nr. L 363 S. 368)

Nutzung in Form von Weide und Mahd entstandenen 
Vegetationsmosaiks des Bullenbergs, des Dudelbergs, 
des Stubentals und des Stockhau;

–	 der Erhalt und die Entwicklung der Wacholderheiden, 
Kalk-Magerrasen, Mageren Flachland-Mähwiesen und 
altholzreichen Buchenwälder als Lebensräume für eine 
Vielzahl von zum Teil seltenen und gefährdeten Pflan-
zen- und Tierarten;

–	 der Erhalt und die Entwicklung des Standortreichtums.

(2) Schutzzweck ist auch die Erhaltung und Entwicklung 
der in dem Gebiet vorkommenden Lebensräume nach 
Anhang I der FFH-Richtlinie, insbesondere der Lebens-
raumtypen

–	 Wacholderheiden (Code 5130)

–	 Kalk-Pionierrasen (Code *6110)

–	 Kalk-Magerrasen (Code 6210)

–	 Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation (Code 8210)

–	 Waldmeister-Buchenwälder (Code 9130)

–	 Orchideen-Buchenwälder (Code 9150) 

–	 Magere Flachland-Mähwiesen (Code 6510)

sowie der im Gebiet vorkommenden Populationen der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen nach Anhang II der 
FFH-Richtlinie. 

§ 4

Allgemeine Verbote

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver-
boten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver-
änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestand-
teile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können. 
Insbesondere sind die in den Absätzen 2 bis 4 genannten 
Handlungen verboten.

(2) Insbesondere ist es verboten, 

  1.	Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören;

  2.	Standorte besonders geschützter Pflanzen zu fotogra-
fieren, zu filmen oder ähnliche Handlungen vorzu-
nehmen, wenn es hierbei zu Beeinträchtigungen oder 
zu Zerstörungen kommt;

  3.	Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzu
stellen, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen oder Puppen, 
Larven, Eier oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
dieser Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu 
zerstören;

  4.	wildlebende Tiere an ihren Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu fotografieren, zu filmen oder ähnliche 
Handlungen vorzunehmen, wenn es hierbei zu Stö-
rungen oder zu Beeinträchtigungen kommt; 

  5.	Hunde unangeleint laufen zu lassen; 
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  6.	die Wege zu verlassen; 

  7.	das Gebiet mit motorisierten Fahrzeugen aller Art, 
ausgenommen Krankenfahrstühle, zu befahren oder 
Fahrzeuge abzustellen;

  8.	das Gebiet in freier Landschaft außerhalb befestigter 
Wege sowie im Wald außerhalb befestigter Wege und 
auf befestigten Waldwegen mit weniger als 2 Metern 
Breite mit Fahrrädern oder Pedelecs (Fahrräder mit 
elektrischer Motorunterstützung) zu befahren;

  9.	Feuer zu machen oder zu unterhalten und zu grillen; 

10.	Abfälle oder Gegenstände zu hinterlassen oder zu  
lagern;

11.	Lärm, Luftverunreinigungen oder Erschütterungen 
zu verursachen.

(3) Bei der Nutzung der Grundstücke ist es insbeson-
dere verboten,	

  1.	Art und Umfang der bisherigen Grundstücksnutzung 
entgegen dem Schutzzweck zu ändern;

  2.	die Bodengestalt, insbesondere durch Abgrabungen 
oder Aufschüttungen, zu verändern; 

  3.	Dauergrünland oder Dauerbrache umzubrechen;

  4.	das Grundwasser in seiner chemischen, physikali-
schen oder biologischen Beschaffenheit zu beein-
trächtigen; 

  5.	neu aufzuforsten oder Christbaum- und Schmuckrei-
sigkulturen oder Vorratspflanzungen von Sträuchern 
und Bäumen anzulegen sowie neue Baumpflanzun-
gen außerhalb des Waldes in FFH-Lebensraumtypen 
vorzunehmen;

  6.	Pflanzenschutzmittel außerhalb von intensiv genutzten 
landwirtschaftlichen Flächen zu verwenden; die Be-
kämpfung des Borkenkäfers und der Einsatz von Wild-
verbiss-Schutzmitteln sind in Abstimmung mit der 
höheren Naturschutzbehörde hiervon ausgenommen; 

  7.	Düngemittel außerhalb von intensiv genutzten land-
wirtschaftlichen Flächen zu verwenden; die Erhal-
tungsdüngung von artenreichen Mähwiesen ist hier-
von ausgenommen; 

  8.	Feldraine, ungenutztes Gelände, Hecken, Gebüsche, 
Wacholderheiden, Magerrasen und Bäume zu beein-
trächtigen; ein ordnungsgemäßer Rückschnitt außer-
halb der Vogelbrutperiode (1. März bis 30. September) 
ist zulässig;

  9.	außerhalb der im Einvernehmen mit der höheren 
Naturschutzbehörde abgestimmten Bereiche Pferche 
einzurichten; 

10.	im Bereich der Wacholderheiden, Magerrasen, Ma-
geren Flachland-Mähwiesen und der Felsen land- 
oder forstwirtschaftliche Produkte zu lagern; davon 
ausgenommen ist die zeitweise Holzlagerung außer-
halb der Vegetationsperiode, sofern die genannten 
Biotope nicht nachhaltig beeinträchtigt werden.

(4) Insbesondere bei Erholung, Freizeit und Sport ist 
es verboten,

1.	im Gebiet außerhalb von Straßen und befestigten We-
gen sowie auf gekennzeichneten Wanderwegen unter 
drei Metern Breite zu reiten; 

2.	in freier Landschaft außerhalb von Straßen und befes-
tigten Wegen sowie auf gekennzeichneten Wanderwe-
gen unter drei Metern Breite mit bespannten Fahrzeu-
gen zu fahren; im Wald ist das Fahren mit bespannten 
Fahrzeugen ohne besondere Erlaubnis des Waldeigen-
tümers nicht zulässig; 

3.	zu zelten, zu lagern, zu picknicken, Wohnwagen oder 
Verkaufsstände aufzustellen;

4.	Luftfahrzeuge aller Art zu betreiben, insbesondere das 
Starten und Landen von Luftsportgeräten (zum Bei-
spiel Hängegleiter, Gleitsegel, Ultraleichtflugzeuge, 
Sprungfallschirme), Freiballonen und unbemannten 
Fluggeräten (zum Beispiel Flugmodelle, Drohnen);

5.	Abfälle oder Gegenstände zu hinterlassen oder zu 
lagern;

6.	Veranstaltungen durchzuführen.

§ 5

Verbote von baulichen und anderen Maßnahmen

Im Naturschutzgebiet ist es verboten, bauliche Maß-
nahmen durchzuführen und vergleichbare Eingriffe vor-
zunehmen, wie zum Beispiel

1.	bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in 
der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder der 
Errichtung gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen;

2.	Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen dieser 
Art zu verändern;

3.	fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu be-
seitigen oder zu verändern sowie Entwässerungs- oder 
andere Maßnahmen vorzunehmen, die den Wasser-
haushalt verändern;

4.	Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder 
anzubringen mit Ausnahme behördlich zugelassener 
Beschilderungen.

§ 6

Regeln für die Landwirtschaft

(1) Für die landwirtschaftliche Bodennutzung gelten 
die Verbote des § 4 Abs. 2 nicht, wenn sie in der bisheri-
gen Art und im bisherigen Umfang und unter Beachtung 
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis erfolgt und 
die Grundsätze und Ziele des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie den Schutzzweck dieser Verordnung berücksich-
tigt. Wildlebenden Tieren und Pflanzen ist ausreichend 
Lebensraum zu erhalten. Voraussetzung ist weiter, dass 
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1.	die Bewirtschaftung mit der Maßgabe erfolgt, dass der 
Erhaltungszustand der im Gebiet vorkommenden 
Lebensraumtypen nach Anhang I und Arten nach An-
hang II der FFH-Richtlinie erhalten wird; 

2.	durch Maßnahmen der Wasserhaushalt nicht verändert 
wird; 

3.	Streuobstbäume nicht gerodet und bei Verlust ersetzt 
werden. 

(2) Das Aufstellen mobiler Weidezäune ist unter Beach-
tung des Schutzzwecks dieser Verordnung zulässig. 

§ 7

Regeln für die Forstwirtschaft

(1) Für die forstwirtschaftliche Bodennutzung gelten 
die Verbote des § 4 Abs. 2 nicht, wenn sie in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang ordnungsgemäß erfolgt 
und die Grundsätze und Ziele des Bundesnaturschutz
gesetzes sowie den Schutzzweck dieser Verordnung be-
rücksichtigt. Voraussetzung ist insbesondere, dass die Be-
wirtschaftung mit der Maßgabe erfolgt, dass

1.	der Erhaltungszustand der im Gebiet vorkommenden 
Lebensraumtypen nach Anhang I und Arten nach An-
hang II der FFH-Richtline erhalten wird; 

2.	innerhalb der Waldbiotope und der Buchenalthölzer 
auf dem Bullen- und Dudelberg Tothölzer, Höhlen-
bäume und Horstbäume bis zu ihrem natürlichen Ver-
fall erhalten werden, es sei denn, dass dies aus Grün-
den der Verkehrssicherungspflicht oder des forstlichen 
Arbeitsschutzes nicht möglich oder die Gefahr von 
Insektenkalamitäten gegeben ist; 

3.	die Zusammensetzung der Baumarten überwiegend aus 
standortheimischen Arten der potenziell natürlichen 
Vegetation entsprechend den Standortverhältnissen ge-
fördert wird. 

(2) Das Verbot des § 5 Nr. 2 gilt hinsichtlich der An
legung von für die Bewirtschaftung des Waldes erforder-
lichen Wegen nicht, wenn sie im Einvernehmen mit der 
höheren Naturschutzbehörde erfolgt.

§ 8

Regeln für die Jagd

(1) Für die Ausübung der Jagd gelten die Verbote des 
§ 4 Abs. 2 nicht, wenn sie ordnungsgemäß erfolgt und 
die Grundsätze und Ziele des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie den Schutzzweck dieser Verordnung berücksich-
tigt. Voraussetzung ist weiter, dass

1.	die Fallenjagd in trittempfindlichen Bereichen (Mage-
ren Flachland-Mähwiesen, Magerrasen und Wachol-
derheiden) unterbleibt;

2.	auf Mageren Flachland-Mähwiesen, Magerrasen und 
Wacholderheiden keine Kirrplätze angelegt werden; 

3.	das Schutzgebiet mit Kraftfahrzeugen nur im Zusam-
menhang mit der Ausübung der Jagd und nur auf be-
festigten Wegen befahren wird, es sei denn, das Ver-
lassen befestigter Wege ist zu Transportzwecken un-
umgänglich und erfolgt unter Berücksichtigung des 
Schutzzwecks;

4.	die Jagdausübung schonend unter Berücksichtigung 
wertvoller Pflanzenstandorte erfolgt.

(2) Das Verbot des § 5 Nr. 1 gilt nicht für die Errichtung 
von Hochsitzen, sofern sie außerhalb von trittempfindli-
chen Bereichen (insbesondere Mageren Flachland-Mäh-
wiesen, Magerrasen und Wacholderheiden) landschafts-
gerecht im Anschluss an vorhandene, hochwüchsige Ge-
hölze errichtet werden.

(3) Mobile Ansitzeinrichtungen dürfen nur außerhalb tritt-
empfindlicher Bereiche (insbesondere Mageren Flach-
land-Mähwiesen, Magerrasen und Wacholderheiden) und 
nur zur kurzzeitigen Bekämpfung von Schadensschwer-
punkten aufgestellt werden. 

§ 9

Bestandsschutz

Unberührt bleibt die sonstige bisher rechtmäßigerweise 
ausgeübte Nutzung der Grundstücke, Gewässer, Straßen 
und Wege sowie der rechtmäßigerweise bestehenden 
Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang sowie deren Unterhaltung und Instandsetzung.

§ 10

Schutz- und Pflegemaßnahmen

Schutz- und Pflegemaßnahmen werden unter besonderer 
Berücksichtigung der sich aus den Anforderungen der 
FFH-Richtlinie ergebenden Erhaltungs- und Entwick-
lungsziele in einem Pflege- und Entwicklungsplan fest-
gelegt. Im Übrigen können Schutz- und Pflegemaßnah-
men auch durch Einzelanordnung der höheren Natur-
schutzbehörde festgelegt werden. 

Die §§ 4 und 5 dieser Verordnung sind insoweit nicht an-
zuwenden.

§ 11

Befreiungen und Berücksichtigung  
des Natura 2000-Status

(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung kann das 
Regierungspräsidium als höhere Naturschutzbehörde 
Befreiung erteilen.

(2) Soweit Erhaltungsziele des vorliegenden FFH-Ge-
biets betroffen sind, kann im Einzelfall auch eine Verträg-
lichkeitsprüfung bzw. Ausnahme nach § 34 BNatSchG 
erforderlich werden. 
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§ 12

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Abs. 1 Nr. 1 
NatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im 
Naturschutzgebiet eine der nach §§ 4, 5, 6, 7 und 8 Abs. 2 
und 3 dieser Verordnung verbotenen Handlungen vor-
nimmt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 67 Abs. 2 Nr. 17 
JWMG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Na-
turschutzgebiet entgegen § 8 Abs. 1 dieser Verordnung 
die Jagd ausübt.

§ 13

Öffentliche Auslegung, Einsichtnahme

(1) Die Verordnung mit Karten wird beim Regierungs-
präsidium Stuttgart, Ruppmannstr. 21, in Stuttgart und 
beim Landratsamt Heidenheim, Felsenstr. 36, in Heiden-
heim auf die Dauer von zwei Wochen, beginnend am Tag 
nach Verkündung dieser Verordnung im Gesetzblatt, zur 
kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten öffentlich ausgelegt.

(2) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Aus-
legungsfrist bei den in Absatz 1 bezeichneten Stellen zur 
kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt.

§ 14

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Aus-
legungsfrist in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten die Verord-
nung des Landratsamtes Heidenheim als untere Natur-
schutzbehörde zum Schutz von Landschaftsteilen im 
Kreis Heidenheim vom 20. März 1978 (GBl. 1978, S. 204) 
für den Landschaftsteil »Steinheimer Becken mit Schäf-
halde, Teilen des Stuben- und Zwerchstubentales mit Ne-
bentälern und angrenzenden Geländeteilen (ausgenom-
men Ortsbereiche von Steinheim und Sontheim)«, soweit 
sie im Geltungsbereich dieser Naturschutzverordnung 
liegt, und die Verordnung des Landratsamtes Heidenheim 
als untere Naturschutzbehörde zum Schutz von Land-
schaftsteilen im Kreis Heidenheim vom 20. März 1978 
(GBl. 1978, S. 204) für den Landschaftsteil »Dudelberg«, 
soweit sie im Geltungsbereich dieser Naturschutzverord-
nung liegt, außer Kraft. 

stuttgart, den 15. Dezember 2017� Reimer

Verkündungshinweis:

Nach § 25 des NatSchG in der Fassung vom 21. Novem-
ber 2017 (GBl. 2017, 597) ist eine Verletzung der in § 24 
NatSchG genannten Verfahrens- und Formvorschriften 

nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres nach Ver-
kündung der Verordnung schriftlich beim Regierungs-
präsidium Stuttgart geltend gemacht wird; der Sachver-
halt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen.

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Stuttgart über das Naturschutzgebiet 
»Kutschenberg-Heuschlaufenberg-

Stürzelberg«

Vom 15. Dezember 2017
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Auf Grund der §§ 22 Abs. 1 und 2, 23 und 32 Abs. 2 und 3 
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) 
sowie des § 23 Abs. 3 und 8 des Gesetzes des Landes 
Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege 
der Landschaft (Naturschutzgesetz – NatSchG) vom 23. 
Juni 2015 (GBl. 2015, 585), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes zur Änderung des Naturschutzgesetzes 
und weiterer Vorschriften vom 21. November 2017 (GBl. 
S. 597) sowie auf Grund von § 42 Abs. 5 Jagd- und Wild-
tiermanagementgesetz (JWMG) vom 25. November 2014 
(GBl 2014, 550), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 26. Oktober 2016 (GBl. S. 577), wird ver-
ordnet:

§ 1

Erklärung zum Schutzgebiet

(1) Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der Gemeinden Steinheim am Albuch (Gemarkung 
Söhnstetten) und Gerstetten (Gemarkung Gussenstadt), 
Landkreis Heidenheim, und der Gemeinde Böhmenkirch 
(Gemarkung Böhmenkirch), Landkreis Göppingen, wer-
den zum Naturschutzgebiet erklärt. Das Naturschutz
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gebiet führt die Bezeichnung »Kutschenberg-Heuschlau-
fenberg-Stürzelberg«.

(2) Das Naturschutzgebiet ist zugleich ein Teil eines Ge-
biets von gemeinschaftlicher Bedeutung im Sinne der 
FFH-Richtlinie2. 

§ 2

Schutzgegenstand

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund  
76,3 ha und besteht aus zwei Teilflächen.

(2) Das Naturschutzgebiet liegt südwestlich des Ortsteils 
Söhnstetten der Gemeinde Steinheim am Albuch, südöst-
lich der Gemeinde Böhmenkirch und nördlich des Orts-
teils Gussenstadt der Gemeinde Gerstetten. 

Zum Schutzgebiet gehört ein Teilgebiet nördlich der  
B 466 im Bereich Heuschlaufenberg mit im Wesentlichen 
Magerrasen, Wacholderheiden und Weiden sowie ein 
Teilgebiet südlich der B 466 mit Magerrasen, Wacholder-
heiden, Streuobstwiesen, Wiesen und Äckern im Bereich 
Kutschenberg. Das Teilgebiet südlich der B 466 setzt sich 
mit Wacholderheiden und Magerrasen im Eseltal und 
Ulmer Tal mit Stürzelberg fort und weist zusammen mit 
angrenzenden strukturreichen Waldflächen, Wiesen und 
Äckern ein abwechslungsreiches Mosaik verschiedener 
Nutzungen auf. 

Das Schutzgebiet umfasst auf dem Gebiet der Gemeinde 
Steinheim am Albuch, Gemarkung Söhnstetten, ganz 
oder teilweise die Gewanne »Kutschenberg«, »Heu
schlaufenberg«, »Eseltal« und »Mönchhalde«.

Einbezogen sind dabei auf dem Gebiet der Gemeinde 
Gerstetten, Gemarkung Gussenstadt, ganz oder teilweise 
die Gewanne »Einsiedel« und »Stürzelberg« und auf 
dem Gebiet der Gemeinde Böhmenkirch, Gemarkung 
Böhmenkirch, ganz oder teilweise die Gewanne »Ulmer 
Tal«, »Bräuersberg«, »Anger«, »Anreiß«, »Benzenhau-
ser Teich« und »Kutschenberg«. 

(3) Das Naturschutzgebiet ist in einer Übersichtskarte 
des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 25. April 2017 
im Maßstab 1 : 25 000 mit einer durchgezogenen roten 
Linie umgrenzt und flächig rot punktiert sowie in einer 
Detailkarte des Regierungspräsidiums Stuttgart vom  
25. April 2017 im Maßstab 1 : 2500 mit durchgezogener 
roter, rot angeschummerter Linie eingetragen.

In vorgenannter Übersichtskarte ist das FFH-Gebiet 
»Steinheimer Becken« mit einer durchgezogenen blauen 
Linie umgrenzt und blau schraffiert. 

Die Karten sind Bestandteil der Verordnung. 

2 � Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen 
(FFH-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 206 S. 7), zuletzt geändert durch 
Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABl. EG 
Nr. L 363 S. 368)

§ 3

Schutzzweck

(1) Schutzzwecke sind:

–	 der Erhalt, die Wiederherstellung und die Entwicklung 
des komplexen, durch historische landwirtschaftliche 
Nutzung in Form von Weide und Mahd entstandenen 
Vegetationsmosaikes des Heuschlaufenbergs, des 
Kutschenbergs, des Eseltals, des Ulmer Tals und des 
Stürzelbergs;

–	 der Erhalt und die Entwicklung der Wacholderheiden, 
Kalk-Magerrasen, Mageren Flachland-Mähwiesen 
und altholzreichen Buchenwälder als Lebensräume für 
eine Vielzahl von zum Teil gefährdeten Pflanzen- und 
Tierarten;

–	 der Erhalt und die Entwicklung des Standortreichtums, 
der durch den kleinräumigen Wechsel von Felsbildun-
gen, Schutthalden und unterschiedlichen Bodenver-
hältnissen hervorgerufen wird.

(2) Schutzzweck ist auch die Erhaltung und Entwicklung 
der in dem Gebiet vorkommenden Lebensräume nach 
Anhang I der FFH-Richtlinie, insbesondere der Lebens-
raumtypen

–	 Wacholderheiden (Code 5130)

–	 Kalk-Pionierrasen (Code *6110)

–	 Kalk-Magerrasen (Code 6210) 

–	 Artenreiche Borstgrasrasen (Code *6230)

–	 Magere Flachland-Mähwiesen (Code 6510)

–	 Kalkschutthalden (Code *8160)

–	 Kalkfelsen mit Felsspaltenvegetation (Code 8210)

–	 Waldmeister-Buchenwald (Code 9130) 

sowie der im Gebiet vorkommenden Populationen wild 
lebender Tiere und Pflanzen nach Anhang II der FFH-
Richtlinie. 

§ 4

Allgemeine Verbote

(1) In dem Naturschutzgebiet sind alle Handlungen ver-
boten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Ver-
änderung des Naturschutzgebietes oder seiner Bestand-
teile oder zu einer nachhaltigen Störung führen können. 
Insbesondere sind die in den Absätzen 2 bis 4 genannten 
Handlungen verboten.

(2) Insbesondere ist es verboten, 

  1.	Pflanzen oder Pflanzenteile einzubringen, zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören;

  2.	Standorte besonders geschützter Pflanzen zu fotogra-
fieren, zu filmen oder ähnliche Handlungen vorzu-
nehmen, wenn es hierbei zu Beeinträchtigungen oder 
zu Zerstörungen kommt; 

  3.	Tiere einzubringen, wildlebenden Tieren nachzustel-
len, sie mutwillig zu beunruhigen, sie zu fangen, zu 
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verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen oder Puppen, Lar-
ven, Eier oder Fortpflanzungs- und Ruhestätten die-
ser Tiere zu entfernen, zu beschädigen oder zu zer-
stören;

  4.	wildlebende Tiere an ihren Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten zu fotografieren, zu filmen oder ähnliche 
Handlungen vorzunehmen, wenn es hierbei zu Stö-
rungen oder zu Beeinträchtigungen kommt; 

  5.	Hunde unangeleint laufen zu lassen; 

  6.	die Wege zu verlassen; 

  7.	das Gebiet mit motorisierten Fahrzeugen aller Art, 
ausgenommen Krankenfahrstühle, zu befahren oder 
Fahrzeuge abzustellen;

  8.	das Gebiet in freier Landschaft außerhalb befestigter 
Wege sowie im Wald außerhalb befestigter Wege und 
auf befestigten Waldwegen mit weniger als 2 Metern 
Breite mit Fahrrädern oder Pedelecs (Fahrräder mit 
elektrischer Motorunterstützung) zu befahren;

  9.	Feuer zu machen oder zu unterhalten und zu grillen; 

10.	Abfälle oder Gegenstände zu hinterlassen oder zu la-
gern;

11.	Lärm, Luftverunreinigungen oder Erschütterungen 
zu verursachen.

(3) Bei der Nutzung der Grundstücke ist es insbeson-
dere verboten,

  1.	Art und Umfang der bisherigen Grundstücksnutzung 
entgegen dem Schutzzweck zu ändern;

  2.	die Bodengestalt, insbesondere durch Abgrabungen 
oder Aufschüttungen, zu verändern; 

  3.	Dauergrünland oder Dauerbrache umzubrechen;

  4.	fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu be-
seitigen oder zu verändern sowie Entwässerungs- 
oder andere Maßnahmen vorzunehmen, die den Was-
serhaushalt verändern; 

  5.	neu aufzuforsten oder Christbaum- und Schmuckrei-
sigkulturen oder Vorratspflanzungen von Sträuchern 
und Bäumen anzulegen sowie neue Baum-Pflanzun-
gen außerhalb des Waldes in FFH-Lebensraumtypen 
vorzunehmen;

  6.	Pflanzenschutzmittel außerhalb von intensiv genutzten 
landwirtschaftlichen Flächen zu verwenden; die Be-
kämpfung des Borkenkäfers und der Einsatz von Wild-
verbiss-Schutzmitteln sind in Abstimmung mit der 
höheren Naturschutzbehörde hiervon ausgenommen;

  7.	Düngemittel außerhalb von intensiv genutzten land-
wirtschaftlichen Flächen zu verwenden; die Erhal-
tungsdüngung von artenreichen Mähwiesen ist hier-
von ausgenommen; 

  8.	Feldraine, ungenutztes Gelände, Hecken, Gebüsche, 
Wacholderheiden, Magerrasen und Bäume zu beein-
trächtigen; ein ordnungsgemäßer Rückschnitt außer-

halb der Vogelbrutperiode (1. März bis 30. September) 
ist zulässig;

  9.	außerhalb der im Einvernehmen mit der höheren Na-
turschutzbehörde abgestimmten Bereiche Pferche 
einzurichten; 

10.	im Bereich der Wacholderheiden, Magerrasen, Ma-
geren Flachland-Mähwiesen und der Felsen land- 
oder forstwirtschaftliche Produkte zu lagern; davon 
ausgenommen ist die zeitweise Holzlagerung außer-
halb der Vegetationsperiode, sofern die genannten 
Biotope nicht nachhaltig beeinträchtigt werden. 

(4) Insbesondere bei Erholung, Freizeit und Sport ist 
es verboten,

1.	im Gebiet außerhalb von Straßen und befestigten We-
gen sowie auf gekennzeichneten Wanderwegen unter 
drei Metern Breite zu reiten;

2.	in freier Landschaft außerhalb von Straßen und befes-
tigten Wegen sowie auf gekennzeichneten Wanderwe-
gen unter drei Metern Breite mit bespannten Fahrzeu-
gen zu fahren; im Wald ist das Fahren mit bespannten 
Fahrzeugen ohne besondere Erlaubnis des Waldeigen-
tümers nicht zulässig. 

3.	zu zelten, zu lagern, zu picknicken, Wohnwagen oder 
Verkaufsstände aufzustellen;

4.	Luftfahrzeuge aller Art zu betreiben, insbesondere das 
Starten und Landen von Luftsportgeräten (zum Bei-
spiel Hängegleiter, Gleitsegel, Ultraleichtflugzeuge, 
Sprungfallschirme), Freiballonen und unbemannten 
Fluggeräten (zum Beispiel Flugmodelle, Drohnen);

5.	Abfälle oder Gegenstände zu hinterlassen oder zu 
lagern;

6.	Veranstaltungen durchzuführen.

§ 5

Verbote von baulichen und anderen Maßnahmen

Im Naturschutzgebiet ist es verboten, bauliche Maß-
nahmen durchzuführen und vergleichbare Eingriffe vor-
zunehmen, wie zum Beispiel 

1.	bauliche Anlagen im Sinne der Landesbauordnung in 
der jeweils geltenden Fassung zu errichten oder der Er-
richtung gleichgestellte Maßnahmen durchzuführen;

2.	Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrsanlagen 
anzulegen, Leitungen zu verlegen oder Anlagen dieser 
Art zu verändern;

3.	fließende oder stehende Gewässer anzulegen, zu be-
seitigen oder zu verändern sowie Entwässerungs- oder 
andere Maßnahmen vorzunehmen, die den Wasser-
haushalt verändern;

4.	Plakate, Bild- oder Schrifttafeln aufzustellen oder an-
zubringen mit Ausnahme behördlich zugelassener 
Beschilderungen.
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§ 6

Regeln für die Landwirtschaft

(1) Für die landwirtschaftliche Bodennutzung gelten 
die Verbote des § 4 Abs. 2 nicht, wenn sie in der bisheri-
gen Art und im bisherigen Umfang und unter Beachtung 
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis erfolgt und 
die Grundsätze und Ziele des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie den Schutzzweck dieser Verordnung berücksich-
tigt. Wildlebenden Tieren und Pflanzen ist ausreichend 
Lebensraum zu erhalten. Voraussetzung ist weiter, dass 

1.	die Bewirtschaftung mit der Maßgabe erfolgt, dass der 
Erhaltungszustand der im Gebiet vorkommenden 
Lebensraumtypen nach Anhang I und Arten nach An-
hang II der FFH-Richtlinie erhalten wird; 

2.	durch Maßnahmen der Wasserhaushalt nicht verändert 
wird;

3.	Streuobstbäume nicht gerodet und bei Verlust ersetzt 
werden. 

(2) Das Aufstellen mobiler Weidezäune ist unter Beach-
tung des Schutzzwecks dieser Verordnung zulässig. 

§ 7

Regeln für die Forstwirtschaft

(1) Für die forstwirtschaftliche Bodennutzung gelten 
die Verbote des § 4 Abs. 2 nicht, wenn sie in der bisheri-
gen Art und im bisherigen Umfang ordnungsgemäß er-
folgt und die Grundsätze und Ziele des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie den Schutzzweck dieser Verord-
nung berücksichtigt. Voraussetzung ist insbesondere, 
dass die Bewirtschaftung mit der Maßgabe erfolgt, dass

1.	der Erhaltungszustand der im Gebiet vorkommenden 
Lebensraumtypen nach Anhang I und Arten Anhang II 
der FFH-Richtlinie erhalten wird; 

2.	innerhalb der Waldbiotope Tothölzer, Höhlenbäume 
und Horstbäume bis zu ihrem natürlichen Verfall er-
halten werden, es sei denn, dass dies aus Gründen der 
Verkehrssicherungspflicht oder des forstlichen Ar-
beitsschutzes nicht möglich oder die Gefahr von In-
sektenkalamitäten gegeben ist; 

3.	eine der potenziell natürlichen Vegetation gemäß den 
Standortverhältnissen entsprechende Zusammenset-
zung der Baumarten gefördert wird. 

(2) Das Verbot des § 5 Nr. 2 gilt hinsichtlich der An
legung von für die Bewirtschaftung des Waldes erforder-
lichen Wegen nicht, wenn sie im Einvernehmen mit der 
höheren Naturschutzbehörde erfolgt.

§ 8

Regeln für die Jagd

(1) Für die Ausübung der Jagd gelten die Verbote des 
§ 4 Abs. 2 nicht, wenn sie ordnungsgemäß erfolgt und 

die Grundsätze und Ziele des Bundesnaturschutzgesetzes 
sowie den Schutzzweck dieser Verordnung berücksich-
tigt. Voraussetzung ist weiter, dass

1.	die Fallenjagd in trittempfindlichen Bereichen (Mage-
ren Flachland-Mähwiesen, Magerrasen und Wachol-
derheiden) unterbleibt;

2.	auf Mageren Flachland-Mähwiesen, Magerrasen und 
Wacholderheiden keine Kirrplätze angelegt werden; 

3.	das Schutzgebiet mit Kraftfahrzeugen nur im Zusam-
menhang mit der Ausübung der Jagd und nur auf be-
festigten Wegen befahren wird, es sei denn, das Ver-
lassen befestigter Wege ist zu Transportzwecken un-
umgänglich und erfolgt unter Berücksichtigung des 
Schutzzwecks;

4.	die Jagdausübung schonend unter Berücksichtigung 
wertvoller Pflanzenstandorte erfolgt.

(2) Das Verbot des § 5 Nr. 1 gilt nicht für die Errichtung 
von Hochsitzen, sofern sie außerhalb von trittempfindli-
chen Bereichen (insbesondere Mageren Flachland-Mäh-
wiesen, Magerrasen und Wacholderheiden) landschafts-
gerecht im Anschluss an vorhandene, hochwüchsige Ge-
hölze errichtet werden.

(3) Mobile Ansitzeinrichtungen dürfen nur außerhalb 
trittempfindlicher Bereiche (insbesondere Magere Flach-
land-Mähwiesen, Magerrasen und Wacholderheiden) 
und nur zur kurzzeitigen Bekämpfung von Schadens-
schwerpunkten aufgestellt werden. 

§ 9

Bestandsschutz

Unberührt bleibt die sonstige bisher rechtmäßigerweise 
ausgeübte Nutzung der Grundstücke, Gewässer, Straßen 
und Wege sowie der rechtmäßigerweise bestehenden 
Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen 
Umfang sowie deren Unterhaltung und Instandsetzung.

§ 10

Schutz- und Pflegemaßnahmen

Schutz- und Pflegemaßnahmen werden unter besonderer 
Berücksichtigung der sich aus den Anforderungen der 
FFH-Richtlinie ergebenden Erhaltungs- und Entwick-
lungsziele in einem Pflege- und Entwicklungsplan fest-
gelegt. Im Übrigen können Schutz- und Pflegemaßnah-
men auch durch Einzelanordnung der höheren Natur-
schutzbehörde festgelegt werden. 

Die §§ 4 und 5 dieser Verordnung sind insoweit nicht an-
zuwenden.
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§ 11

Befreiungen und Berücksichtigung  
des Natura 2000-Status

(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung kann das 
Regierungspräsidium als höhere Naturschutzbehörde 
Befreiung erteilen.

(2) Soweit Erhaltungsziele des vorliegenden FFH-Ge-
biets betroffen sind, kann im Einzelfall auch eine Verträg-
lichkeitsprüfung bzw. Ausnahme nach § 34 BNatSchG 
erforderlich werden. 

§ 12

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 69 Abs. 1 Nr. 1 
NatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im 
Naturschutzgebiet eine der nach §§ 4, 5, 6, 7 und 8 Abs. 2 
und 3 dieser Verordnung verbotenen Handlungen vor-
nimmt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 67 Abs. 2 Nr. 17 
JWMG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Na-
turschutzgebiet entgegen § 8 Abs. 1 dieser Verordnung 
die Jagd ausübt.

§ 13

Öffentliche Auslegung, Einsichtnahme

(1) Die Verordnung mit Karten wird beim Regierungs-
präsidium Stuttgart, Ruppmannstr. 21, in Stuttgart und 
beim Landratsamt Heidenheim, Felsenstr. 36, in Heiden-
heim sowie beim Landratsamt Göppingen, Lorcher  
Str. 6, in Göppingen auf die Dauer von zwei Wochen, 
beginnend am Tag nach Verkündung dieser Verordnung 
im Gesetzblatt, zur kostenlosen Einsicht durch jeder-
mann während der Sprechzeiten öffentlich ausgelegt.

(2) Die Verordnung mit Karten ist nach Ablauf der Aus-
legungsfrist bei den in Absatz 1 bezeichneten Stellen zur 
kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt.

§ 14

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Aus-
legungsfrist in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verord-
nung des Landratsamtes Heidenheim als untere Natur-
schutzbehörde zum Schutz von Landschaftsteilen im 
Kreis Heidenheim vom 20. März 1978 (GBl. 1978, 
S. 204) für den Landschaftsteil »Heuschlaufenberg sowie 
Süd- und Osthänge des Kutschenberges«, soweit sie im 
Geltungsbereich dieser Naturschutzverordnung liegt, au-
ßer Kraft. 

stuttgart, den 15. Dezember 2017� Reimer

Verkündungshinweis:

Nach § 25 des NatSchG in der Fassung vom 21. Novem-
ber 2017 (GBl. 2017, 597) ist eine Verletzung der in § 24 
NatSchG genannten Verfahrens- und Formvorschriften 
nur beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres nach Ver-
kündung der Verordnung schriftlich beim Regierungs-
präsidium Stuttgart geltend gemacht wird; der Sachver-
halt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen.

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Freiburg zum Schutz der Erzeugung von 

Hybridsaatmais in geschlossenen 
Anbaugebieten im Jahr 2018

Vom 20. Februar 2018

Auf Grund von §§ 1 und 2 des Gesetzes zum Schutz der 
Erzeugung von Saatgut in geschlossenen Anbaugebieten 
vom 13. Mai 1969 (GBl. S. 80) wird verordnet:

§ 1

(1) In den Landkreisen Breisgau-Hochschwarzwald 
und Emmendingen in den Gemeinden Auggen, Bad 
Krozingen, Buggingen, Eschbach, Merdingen, Müllheim, 
Neuenburg, Weisweil und Wyhl werden Teilflächen der 
nachstehend aufgeführten Gemarkungen im Jahr 2018 zu 
geschlossenen Anbaugebieten für die Erzeugung von 
sortenechtem und sortenreinem Hybridmaissaatgut erklärt.

Produktionsinsel Tunsel- 
Bad Krozingen 1� Antrag Nr. 18-01  Karte   1

Produktionsinsel Tunsel- 
Schlatt 2� Antrag Nr. 18-02  Karte   2

Produktionsinsel Tunsel- 
Eschbach 3� Antrag Nr. 18-03  Karte   3

Produktionsinsel Tunsel- 
Bad Krozingen-Schlatt 5� Antrag Nr. 18-04  Karte   4

Produktionsinsel Neuenburg- 
Auggen 7� Antrag Nr. 18-05  Karte   5

Produktionsinsel Neuenburg- 
Müllheim 8� Antrag Nr. 18-06  Karte   6

Produktionsinsel Seefelden  
Grißheim 19� Antrag Nr. 18-07  Karte   7

Produktionsinsel Seefelden  
Buggingen Grißheim 20� Antrag Nr. 18-08  Karte   8

Produktionsinsel  
Merdingen 60� Antrag Nr. 18-09  Karte   9

Produktionsinsel Wyhl  
Weisweil� Antrag Nr. 18-11  Karte 11

Produktionsinsel Weisweil� Antrag Nr. 18-13  Karte 13
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(2) Die Grenzen der Flächen nach Absatz 1 sind in den 
Karten 1 – 9, 11 und 13, die Bestandteile dieser Verord-
nung sind, mit einer Linie gekennzeichnet.

Die Fläche innerhalb dieser Kennzeichnung umfasst 
sowohl die Vermehrungsfläche als auch die Fläche, die 
zur Einhaltung der vorgeschriebenen Mindestentfernung 
von Konsummais zu den Vermehrungen erforderlich ist.

§ 2

(1) Die Verordnung mit den dazugehörigen Karten kann 
beim Regierungspräsidium Freiburg für die Dauer von 
zwei Wochen, beginnend mit dem Tag ihrer Verkündung 
im Gesetzblatt, kostenlos durch jedermann während der 
Sprechzeiten eingesehen werden.

In gleicher Weise ist die Verordnung mit den Karten 
beim Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald für die 
Gemeinden Auggen, Bad Krozingen, Buggingen, Esch-
bach, Merdingen, Müllheim und Neuenburg sowie beim 
Landratsamt Emmendingen für die Gemeinden Weisweil 
und Wyhl öffentlich ausgelegt.

(2) Die Verordnung einschließlich der Karten kann im 
gesamten Zeitraum ihrer Rechtsgültigkeit kostenlos 
durch jedermann während der Sprechzeiten bei den in 
Absatz 1 genannten Behörden eingesehen werden.

§ 3

Innerhalb der geschlossenen Anbaugebiete darf nur die 
für die Erzeugung von Hybridmaissaatgut vorgesehene 
Maissorte angebaut werden.

Ausgenommen hiervon ist die Verwendung von Saatgut 
der Vaterkomponente der zur Vermehrung bestimmten 
Sorte oder die Verwendung von Saatgut pollensteriler 
Sorten.

§ 4

Im Schutzgebiet ist die zur Vermehrung angebaute Sorte 
von den Saatgutvermehrern durch Aufstellung von Ta-
feln zu kennzeichnen.

§ 5

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 3 und 4 dieser Verord-
nung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 5 des 
Gesetzes zum Schutz der Erzeugung von Saatgut in ge-
schlossenen Anbaugebieten und können mit einer Geld-
buße geahndet werden.

§ 6

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist gemäß § 2 Abs. 1 in Kraft. Sie tritt am 31. De-
zember 2018 außer Kraft.

freiburg i.br., den 20. Februar 2018� Schäfer

Verordnung des Regierungspräsidiums 
Karlsruhe zum Schutz der Erzeugung  
von Hybridsaatmais in geschlossenen 

Anbaugebieten

Vom 22. Februar 2018

Auf Grund der §§ 1 und 2 des Gesetzes zum Schutz der 
Erzeugung von Saatgut in geschlossenen Anbaugebieten 
vom 13. Mai 1969 (GBl. S. 80) wird verordnet:

§ 1

(1) Im Landkreis Rastatt werden Teilflächen der nachste-
hend aufgeführten Gemarkungen zu geschlossenen An-
baugebieten für die Erzeugung von sortenechtem und 
sortenreinem Hybridmaissaatgut bei gleicher Vaterkom-
ponente erklärt:

Gemarkung ULM (Stadt Lichtenau)

Gemarkung MOOS (Stadt Bühl) 

(2) Die Grenzen der Flächen nach Absatz 1 sind in der 
Karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, mit einer 
schwarzen Linie gekennzeichnet.

Die Fläche innerhalb dieser Kennzeichnung umfasst nur 
die Vermehrungsfläche.

(3) Auf die Ausweisung einer separaten Abschirmungs-
fläche kann verzichtet werden, da sich die Saatmaisver-
mehrer in dem beantragten Schutzgebiet verpflichten, 
die gesetzlich geforderte Mindestentfernung von Fremd-
maisbeständen durch die Pflanzung entsprechender Va-
terreihen, gemäß Dienstanweisung für die Durchführung 
der Saatenanerkennung für Mais in Baden-Württemberg, 
einzuhalten.

§ 2

(1) Die Verordnung mit der dazugehörigen Karte kann 
beim Regierungspräsidium Karlsruhe sowie beim Land-
ratsamt Rastatt für die Dauer von zwei Wochen, begin-
nend mit dem Tag ihrer Verkündung im Gesetzblatt, kos-
tenlos durch jedermann während der Sprechzeiten ein
gesehen werden. 

(2) Die Verordnung einschließlich der Karte kann wäh-
rend ihrer Rechtsgültigkeit kostenlos durch jedermann 
während der Sprechzeiten bei den in Absatz 1 genannten 
Behörden eingesehen werden.

§ 3

Innerhalb des geschlossenen Anbaugebietes ist der An-
bau von Konsummais sowie der Anbau anderer Kompo-
nenten als der für die Erzeugung von sortenechtem und 
sortenreinem Hybridmaissaatgut nach § 1 untersagt.

Ausgenommen hiervon ist die Verwendung von Saatgut der 
Vaterkomponente der zur Vermehrung bestimmten Sorte 
oder die Verwendung von Saatgut pollensteriler Sorten.
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§ 4

Im Schutzgebiet ist die zur Vermehrung angebaute Sorte 
von den Saatgutvermehrern durch Aufstellung von Ta-
feln zu kennzeichnen.

§ 5

Zuwiderhandlungen gegen die §§ 3 und 4 dieser Verord-
nung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 5 des 
Gesetzes zum Schutz der Erzeugung von Saatgut in ge-
schlossenen Anbaugebieten und können mit einer Geld-
buße geahndet werden.

§ 6

Diese Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Aus
legungsfrist gemäß § 2 Absatz 1 in Kraft. Sie tritt am  
31. Dezember 2018 außer Kraft.

karlsruhe, den 22. Februar 2018� Kressl

Berichtigung der Ersten Verordnung  
des Regierungspräsidiums Freiburg  

zur Änderung der Anlagen der Verordnung 
des Ministeriums für Ernährung und 
Ländlichen Raum zur Festlegung von 

Europäischen Vogelschutzgebieten  
vom 21. August 2017 (GBl. S. 494)

Die Verordnung wird wie folgt berichtigt:

Im Einleitungssatz muss es anstelle »13. Juli 2015«  
richtig »23. Juni 2015« heißen. In Artikel 1 Nummer 1 b)  
aa) muss es anstelle »1.687 ha« richtig »1.694 ha«  
heißen.


